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Uber einige Fragen der Aktionseinheit
Trotz der täglichen Lügenhetze, die den Westberlinern 

das Trugbild der „Unbesiegbarkeit“ und „Wunderkraft“ des 
Kriegslagers vorgaukelt, beginnen sich auch in Westberlin 
immer mehr Menschen gegen eine Politik zur Wehr zu 
setzen, die Westberlin —materiell und moralisch gesehen —  
in die „Insellage“ eines militärischen Brückenkopfes, eines 
„Vorpostens“ der Remilitarisierung und Kriegsprovokation 
tühren will.

Dort, wo unsere Genossen entsprechend den Beschlüssen 
der Partei und der Stellungnahme des Sekretariats der 
Landesleitung (siehe „Vorwärts“ vom 10. September 1951: 
„Aktionseinheit — eine zwingende Notwendigkeit“) mit den 
DGB- und SPD-Arbeitern ernsthaft und kameradschaftlich 
diskutieren, wandten sich die DGB- und SPD-Kollegen im 
Betrieb immer heftiger gegen den Adenauer-Kurs Reuters 
und verlangten, daß der außerordentliche Landesparteitag 
der SPD mit der verhängnisvollen Koalition der Remilitari
sierung endlich Schluß machen solle. Es wächst die Ent
schlossenheit zum Kampf für Teuerungszulagen und gegen 
die Folgen der Remilitarisierung, so zum Beispiel auf der 
DGB-Konferenz der IG Metall und bei der erfolgreichen 
Lohnbewegung der Westberliner Transportarbeiter. Es 
wachsen die Voraussetzungen für die Entfaltung der 
Aktionseinheit in ganz Berlin im Kampf um die Verwirk
lichung der gesamtdeutschen Beratung, im Kampf gegen 
Remilitarisierung, Faschismus und Krieg.

Bei der Annahme des Betriebs-Kollektivvertrags der 
Bewag erklärte ein sozialdemokratischer Delegierter, der 
aktiv an der Vorbereitung des Vertrages mitgearbeitet 
hatte: „Ich stimme für die Annahme des Betriebs-Kollektiv
vertrags, um meine Verbundenheit mit der Arbeiterklasse 
zu betonen.“

Als Reuter sich in einer Versammlung höhnisch in Anti
sowjethetze überschlug und davon sprach, das Lager des 
Friedens „an die Wand zu drücken“, traten ihm sozial
demokratische Arbeiter entgegen. Unsere Genossen hatten 
ihnen an Hand der geschichtlichen Erfahrungen und der 
letzten Ereignisse nachgewiesen, daß der nur selber unter 
die Räder kommt, der den verbrecherischen Versuch macht, 
die Kräfte des Friedens an die Wand zu drücken und das 
Rad der Geschichte zurückzudrehen. Auf den gleichen 
Widerstand stieß der Provokateur Kreßmann, als er in 
einer anderen Versammlung im Stil des Kriegshetzers Clay 
zum Panzerüberfall auf Marienborn aufforderte. Die Ar
beiter stellten ihm die Frage: „Halten Sie die Panzer Aden
auers und Trumans wirklich für so wendig und schnell, daß 
sie noch rechtzeitig kehrt machen und den Rhein erreichen 
können?“ Diese Tatsachen zeigen, daß dort, wo unsere 
Genossen aktiv und beharrlich die Massen aufklären, sie 
mobilisieren und die Aktionseinheit entwickeln, sich auch in 
Westberlin die Ansicht Bahn bricht, daß „der Imperialismus 
keinerlei Perspektiven mehr hat, daß der wahnsinnige 
Plan eines neuen Krieges den sinnlosen Tod von Millionen 
Menschen, die Zerstörung Tausender Städte und Dörfer 
für eine absolut aussichtslose Sache“ bedeutet.
(Fred Oelßner auf der Berliner Parteiaktivtagung am 28. Sept. 1951)

Vor der Berliner Parteiorganisation steht die verant
wortliche Aufgabe, diese günstigen Voraussetzungen zu 
nutzen und in beharrlicher Massenarbeit der Bevölkerung 
Westberlins zu erläutern, woher die Kriegsgefahr droht, 
wie ernst diese Gefahr ist und woher die Kraft erwächst, 
sie zu bannen. Es gilt, ihr den Ausweg und die Perspek
tive zu zeigen.

Die Berliner Parteiorganisation kann ihrer Verant
wortung als Vorhut des deutschen Volkes aber nur gerecht 
werden, wenn sie die Aufklärungs- und Mobilisierungs

arbeit unter den Massen entscheidend verbessert und die 
immer noch bei einzelnen Genossen auftretenden Erschei
nungen des Kapitulantentums und des Sektierertums 
energisch bekämpft. Andererseits bieten das wachsende An
sehen der Partei, das erhöhte Klassenbewußtsein der Ar
beiter und die steigende Kraftentfaltung des Friedenslagers 
Voraussetzungen, um jene schädlichen Tendenzen, die dem 
Unglauben an die eigene Kraft entspringen, rascher und 
erfolgreicher zu überwinden. Die Berliner Parteiorgani
sation ist durch die Anleitung und helfende Kritik des 
Zentralkomitees, durch Kampferfahrungen, Parteilehrjahr, 
Überprüfung und stärkere Anwendung der Kritik und 
Selbstkritik ideologisch gewachsen. Die Entwicklung in der 
letzten Zeit hat die vom III. Parteitag und dem 6. Plenum 
des Zentralkomitees für die Lage in Berlin gegebene Ana
lyse und Aufgabenstellung vollauf bestätigt. Genosse Wil
helm Pieck hat in seinem Schlußwort auf dem III. Partei
tag*) darauf hingewiesen, daß die entscheidende Aufgabe 
für die Berliner Parteiorganisation darin beisteht, eine hart
näckige, systematische und konsequent durchgeführte Mas
senarbeit zu entwickeln. Das ist nur möglich, wenn sie es 
versteht, alle Formen des Zurückweichens und des sektiere
rischen Abkapselns vor den Massen zu überwinden und 
offen die Frage aufzuwerfen und zu beantworten:

„Wo sind die Grundlagen für den Aufstieg und wo 
nicht? Wo wird es besser, und wo wird es schlechter? 
Wo sind die Aussichten für eine glückliche Zukunft, und 
wohin geht der Weg zur Remilitarisierung, zu Krieg 
und Tod?“

(Walter Ulbricht auf der 6. Tagung des Zentralkomitees.) 
Wir wollen einige Beispiele des Zurückweichens, des 

Kapitulierens und des sektiererischen Verhaltens zeigen, um 
zu beweisen, wie notwendig es ist, noch konsequenter als 
bisher die Schlußfolgerungen aus den Feststellungen des

III. Parteitags und der 6. Tagung des Zentralkomitees zu 
ziehen.

Die Genossen von Siemens und AEG-Turbine verständen 
es, auf breiter Grundlage in den betrieblichen Volksbefra
gungsausschüssen aktiv und erfolgreich mitzuarbeiten, die 
DGB-, SPD- und unorganisierten Arbeiter in die Organi
sierung der betrieblichen Volksbefragung einzubeziehen und 
tausende Kollegen für die Abstimmung gegen die Remili
tarisierung und für den Abschluß eines Friedensvertrages 
mit Deutschland noch im Jahre 1951 zu gewinnen. Dagegen 
haben sich die Genossen von Adrema und Telefunken sek
tiererisch von der Belegschaft abgekapselt und isoliert und 
sind dabei gleichzeitig vor der Aufgabe zurückgewichen, die 
auch in ihren Betrieben durchaus aussichtsreiche Volks
befragung aktiv zu unterstützen. Bei Telefunken mußten 
die leitenden Genossen der Grundorganisation förmlich ge
beten werden, in die Kreisleitung zu kommen, um von 
ihnen zu erfahren, warum sie nicht in Verbindung mit den 
im Betrieb stehenden Fragen mit ihren Kollegen über die 
Volksbefragung diskutieren. Sie begründeten ihr Zurück
weichen mit dem ebenso falschen wie völlig unbegründeten 
Argument: „Die Kollegen interessieren sich nicht dafür.“

Wie wenig die Genossen die wahre Stimmung ihrer 
Kollegen kannten und daß es sich nur um eine Ausrede 
für ihr Zurückweichen gehandelt hatte, zeigte sich schon 
in den nächsten Tagen. Eine vom Bezirksausschuß für Volks
befragung vor dem Betrieb mit Stimmzetteln durchgeführte 
Volksbefragung erbrachte den Beweis, daß die angespro
chenen Kollegen sehr aufgeschlossen diskutierten und ihre

*) W. Pieck: „Die gegenwärtige Lage und die Aufgaben der
Partei“. Dietz Verlag, Seite 40 bis 41.
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